
In Österreich suchten 2015
90.000 Menschen um
Asyl an. Das sind mehr

als drei Mal so viele Anträ-
ge wie 2014 (28.027 Perso-
nen). Auch die Zahl der in
Grundversorgung befindli-
chen Menschen stieg an.
2014 waren es etwas mehr
als 30.000, 2015 fast
80.000. 

Die Betreuung dieser
Menschen wird zwischen
Bund und Ländern auf Basis
der Grundversorgungsver-
einbarung aufgeteilt, einer
Vereinbarung zwischen dem
Bund und den Ländern
gemäß Art. 15a B-VG. Nach
der Zulassung von Asylwer-
bern zum Verfahren sollten
diese Menschen zur weite-

ren Versorgung und Unter-
bringung von den Ländern
übernommen werden. Trotz
mehrerer Initiativen des
Bundes schafften es die
Länder nicht, in ihrem Be-
reich die notwendigen Un-
terkünfte bereitzustellen.
Versuche des Bundes, hier
Ersatz zu schaffen, scheiter-
ten weitgehend an der Wei-
gerung davon betroffener
Gemeinden.

Verfassungsgesetz. Mit
1. Oktober 2015 trat das
Bundesverfassungsgesetz
über die Unterbringung und
Aufteilung von hilfs- und
schutzbedürftigen Fremden
(BGBl. I Nr. 120/2015) in
Kraft. Damit wurde – vorü-
bergehend – eine verfas-

sungsrechtliche Grundlage
für eine menschenwürdige,
gleichmäßige, gerechte, soli-
darische Unterbringung und
Aufteilung von hilfs- und
schutzbedürftigen Fremden
geschaffen. Dabei geht der
Gesetzgeber davon aus, dass
jede Gemeinde und jeder
Bezirk die erforderliche An-
zahl von Plätzen für die Un-
terbringung bereitzuhalten
hat. Diese Zahl soll 1,5 Pro-
zent der Wohnbevölkerung
betragen (Gemeinde- und
Bezirksrichtwert). 

Im Rahmen dieses Ver-
fassungsgesetzes kommt der
Bundesregierung eine be-
stimmende Rolle zu, da sie
durch Verordnung zunächst
festzustellen hat, ob über-
haupt ein Bedarf für die An-

wendung dieses Gesetzes
besteht. Wenn sie das be-
jaht, hat sie dies durch Ver-
ordnung festzustellen. Eine
diesbezügliche Verordnung
wurde am 30. September
2015 mit Inkrafttreten am 1.
Oktober 2015 erlassen (BG-
Bl. II Nr. 290/2015). Die
Bundesregierung könnte,
abhängig vom Bedarf, auch
einen höheren oder einen
niedrigeren Gemeinde- und
Bezirksrichtwert festsetzen.
Von dieser Möglichkeit
wurde nicht Gebrauch ge-
macht.

Ersatzvornahme. Vom
Grundsatz ausgehend, dass
die Gemeinden die erforder-
liche Anzahl von Plätzen für
die Unterbringung von hilfs-

70 ÖFFENTLICHE SICHERHEIT 3-4/16

F L Ü C H T L I N G E

FO
TO
: L

PD
ST

EI
ER

M
AR

K/L
EO

JO
SE

FU
S

Das Bundesverfassungsgesetz über das „Durchgriffsrecht des Bundes“ soll dem derzeitigen Engpass bei der Unterbringung von
hilfs- und schutzbedürftigen Fremden entgegenwirken.

„Durchgriffsrecht“ des Bundes
Mit einem befristeten Bundesverfassungsgesetz kann der Bund seit 1. Oktober 2015 Quartiere für

Flüchtlinge schaffen, wenn Länder und Gemeinden ihrer Pflicht zur Unterbringung nicht nachkommen. 



und schutzbedürftigen
Fremden zur Verfügung zu
stellen haben, wird dem
Bundesministerium für In-
neres ein Ins trument an die
Hand gegeben, zur Unter-
bringung Maßnahmen zu er-
greifen. Dabei kann das
Bundesminis terium für In-
neres die Unterbringung
hilfs- und schutzbedürftiger
Fremder ersatzweise vor-
nehmen und Grundstücke,
die in seinem Eigentum oder
sonst in seiner Verfügungs-
gewalt stehen, für die Unter-
bringung hilfs- und schutz-
bedürftiger Fremder nutzen. 

Die Nutzung solcher
Grundstücke wird mit Be-
scheid des Bundesministeri-
ums für Inneres angeordnet.
Darüber hinaus bedarf eine
solche Inanspruchnahme
keiner Bewilligung, Geneh-
migung oder Anzeige nach
anderen landes- oder bun-
desgesetzlichen Regelun-
gen, wenn dieser Nutzung
überwiegende Interessen der
Sicherheit, der Gesundheit
und des Umweltschutzes
nicht entgegenstehen. 

Voraussetzung für die
Erlassung eines solchen Be-
scheides ist, dass im jeweili-
gen Land und Bezirk nicht
ausreichend Plätze zur Ver-
fügung gestellt werden. Ob
das Land seiner Verpflich-
tung nachkommt, ist an der
nach der Grundversorgungs-

vereinbarung festgelegten
Quote zu messen. Für den
Bezirk ist dafür der Bezirks-
richtwert von 1,5 Prozent
ausschlaggebend. Erfüllt die
Gemeinde, in der die Maß-
nahme ergriffen werden
soll, den Gemeinderichtwert
von 1,5 Prozent, dürfen dort
nur dann weitere hilfs- und
schutzbedürftige Fremde
nach diesem Verfassungsge-
setz untergebracht werden,
wenn es in diesem Bezirk
kein Grundstück gibt, das
besser dafür geeignet wäre.
Gleiches gilt für Gemeinden
unter 2.000 Einwohnern. 

Vorläufige Anordnung.
Mit diesem Bescheid erfolgt
nur eine vorläufige Anord-
nung; ein Rechtsmittel ist
dagegen nicht zulässig. Vor
Erlassung des Bescheides

und mindestens eine Woche
vor Beginn der Unterbrin-
gung sind der Bürgermeister
und die Bezirksverwaltungs-
behörde zu verständigen.
Die Erlassung erfolgt gegen
den Grundeigentümer. Auf
Grund eines solchen Be-
scheides dürfen auf dem be-
troffenen Grundstück höch-
stens 450 Menschen unter-
gebracht werden. 

Nach Erlassung des Be-
scheides hat die Bezirksver-
waltungsbehörde von Amts
wegen in einem konzentrier-
ten Verfahren zu prüfen, ob
die Nutzung den Bundes-
und Landesvorschriften ent-
spricht – mit Ausnahme des
Bau- und Raumordnungs-
rechts, wohl aber hinsicht-
lich der Bestimmungen über
den Brandschutz. Sind Fes -
tigkeit, Brandschutz, Hygie-

ne, Nutzungssicherheit und
Umweltverträglichkeit nicht
im erforderlichen Ausmaß
gewährleistet, hat die Be-
zirksverwaltungsbehörde
dies dem Bundesministeri-
um für Inneres mitzuteilen.
In dieser Stellungnahme
sind auch die zum Schutz
dieser Rechtsgüter erforder-
lichen Maßnahmen zu be-
nennen. 

Auf Grund dieser Stel-
lungnahme hat das Bundes-
ministerium für Inneres die
im Hinblick auf den Ver-
wendungszweck und die
Nutzungsdauer notwendigen
Maßnahmen zu ergreifen
und mit dem Bescheid über
die Nutzung festzulegen. 

Beschwerden gegen die-
sen Bescheid kommt keine
aufschiebende Wirkung zu.
Der Bescheid ist aufzuhe-
ben, wenn das Land seine
Quote und der Bezirk den
Bezirksrichtwert erfüllen
und ein Bedarf zur weiteren
Unterbringung auf diesem
Grundstück nicht absehbar
ist. Das Bundesverfassungs-
gesetz über das „Durch-
griffsrecht des Bundes“ soll
dem momentanen Engpass
bei der Unterbringung von
hilfs- und schutzbedürftigen
Fremden entgegenwirken
und mit Ende 2018 außer
Kraft treten.

Walter Grosinger
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Verteilerquartier für Flüchtlinge des Bundesministeriums für
Inneres in Ossiach in Kärnten.

Uniformkameras
Das einjährige Pilotpro-

jekt „Body-worn Cameras“
des BMI startete im März
2016 in den Landespolizeidi-
rektionen Wien, Salzburg
und der Steiermark. Polizis-
ten tragen an der Uniform
Kameras, die Einsätze auf-
zeichnen. Erfahrungen aus
Deutschland und Großbritan-
nien zeigen, dass durch den
Einsatz von Uniformkameras
die Zahl der Angriffe auf
Polizistinnen und Polizisten

sowie die Zahl der Be-
schwerden über Einsatzkräf-
te gesunken ist. In Frankfurt
am Main ging die Zahl der
Angriffe auf Einsatzkräfte
um 38 Prozent zurück, die
Zahl der verletzten Einsatz-
kräfte sank von neun Fällen
auf einen Fall. Die Doku-
mentation der Einsätze dient
der Be- und Entlastung des
Täters sowie der Darstellung
der Amtshandlung. Mit einer
nachvollziehbaren, lückenlo-
sen Zuordnung zu Personen
soll die Aufarbeitung der

Amtshandlung und die Wei-
tergabe an Staatsanwalt-
schaften und Gerichte unter-
stützt werden.

Einsatzfelder für Uni-
formkameras sind  Amts-
handlungen an Hotspots,
Fahrzeuganhaltungen, Vor-
fälle mit häuslicher Gewalt
oder Hausdurchsuchungen.
Auch bei Demonstrationen,
Sportveranstaltungen oder
Staatsbesuchen könnten die
Kameras an der Uniform
verwendet werden. 

Rechtsgrundlage. Für den
Einsatz der „Body-Worn Ca-
meras“ wurde das Sicher-
heitspolizeigesetz (SPG) no-
velliert. Die Novelle trat mit
1. März 2016 in Kraft. Der
Probebetrieb wird mit dem
KIRAS-Studienprojekt „Eva-
luation & Begleitung der
Einführung von Body-worn
Cameras“ kombiniert. 

Das Pilotprojekt wird im
Rahmen des Sicherheitsfor-
schungsförderprogramms
KIRAS des Verkehrsministe-
riums gefördert.

B O D Y - W O R N  C A M E R A S


